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Kapitel 1.	 Einleitung

I.	 Gang der Untersuchung

Im Jahre 2008 wurde das deutsche Lauterkeitsrecht grundlegend reformiert. 
Mit dieser Reform wurde §  5a UWG eingeführt, der Stoff für eine Fülle von 
Aufsätzen und Meinungsstreitigkeiten lieferte. Die bislang erschienenen 
wissenschaftlichen Untersuchungen zu §  5a UWG betrachten dessen Tat-
bestandsmerkmale näher, wobei – überspitzt gesagt – geradezu ein Wett-
bewerb entstand, neue Problemfelder zu finden, sodass man sich nicht dem 
Eindruck entziehen kann, dass diese Norm mehr Probleme schaffte als Lö-
sungen. Zudem herrscht Streit, ob es inhaltlich und strukturell beim Alten 
blieb oder ob etwas Neues in das Lauterkeitsrecht eingeführt wurde, das mit 
dem deutschen Verständnis des lauteren Wettbewerbs wenig systemkon-
form ist.

In der vorliegenden Arbeit soll gezeigt werden, dass §  5a UWG tatsäch-
lich einen für das UWG revolutionären Ansatz verfolgt, der sich in die be-
stehende Rechtsordnung einfügt und diese ergänzt. Die Untersuchung be-
schränkt sich daher nicht darauf, die Tatbestandsvoraussetzungen von §  5a 
UWG darzustellen und Lösungsansätze für offene Auslegungsfragen zu 
schaffen. Vielmehr sollen auch das Konzept hinter der Norm und die Ver-
knüpfung mit dem Vertragsrecht dargestellt werden.

Da §  5a UWG besondere wettbewerbsrechtliche Informationspflichten 
zum Gegenstand hat, ist es für den Gang der Untersuchung unerlässlich, zu-
nächst aufzuzeigen, worin die Gefahren fehlender Informationen liegen und 
welche Bedeutung Informationspflichten allgemein haben (Kapitel 2). Dies 
ist nicht nur für das Verständnis des Tatbestandes von §  5a UWGrelevant, 
sondern erlaubt es Kriterien zu bestimmen, anhand deren Informations-
pflichten, insbesondere die des §  5a UWG, zu messen sind und bestehende 
Auslegungsprobleme des §  5a UWG gelöst werden können.

Viele Probleme und der neue Ansatz des §  5a UWG werden zudem erst 
verständlich, wenn man die Historie der wettbewerbsrechtlichen Informati-
onspflichten und des Verbots der Irreführung durch Unterlassen kennt. Da-
her wird in die Entstehungsgeschichte der Norm und deren Vorgänger dar-
gestellt (Kapitel 3), bevor der Tatbestand und das revolutionäre Konzept des 
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wettbewerbsrechtlichen Verbots des „Irreführens durch Unterlassen“ darge-
stellt wird (Kapitel 4). Ein Schwerpunkt der Untersuchung ist dabei der of-
fen formulierte §  5a Abs.  2 UWG mit dessen Bezugnahme auf „wesentliche 
Informationen“. Was mit diesem Merkmal gemeint und wie es auszulegen 
ist, ist in der Rechtswissenschaft noch immer umstritten. Wie zu zeigen sein 
wird, verkörpert dieses Merkmal den neuen Ansatz des UWG und stellt eine 
Brücke in das Schuldrecht dar.

Sodann soll das Verhältnis von §  5a UWG zu den sonstigen Informati-
onspflichten des UWG erörtert werden (Kapitel 5). Denn vor der Einfüh-
rung des neuen Tatbestands gab es schon entsprechende Pflichten im Lauter-
keitsrecht, die jedoch einem älteren Konzept entsprangen und daher auf den 
ersten Blick mit dem neuen Konzept unvereinbar erscheinen.

Da nicht nur das Lauterkeitsrecht Informationspflichten kennt, sondern 
diese Pflichten vielmehr ihren Ursprung im Zivilrecht haben, werden an-
schließendzunächst die allgemeinen und besonderen Informationspflichten 
des BGB dargestellt und herausgearbeitet mit dem Fokus, ob und wie sie 
Erkenntnisse für die Anwendung des §  5a UWG anbieten können (Kapitel 
6). Zudem soll, was in den bisherigen Darstellungen von §  5a UWG ver-
nachlässigt wurde, der Zusammenhang und das Zusammenspiel zwischen 
den neuen lauterkeitsrechtlichen Informationspflichten und denen des BGB 
dargestellt werden. Das sich aus dem Vergleich der Tatbestände ergebende 
Gesamtbild soll anschließend hinsichtlich der Rechtsfolgenseite bestätigt 
werden (Kapitel 7). Es wird gezeigt, dass sich die lauterkeitsrechtlichen und 
schuldrechtlichen Informationspflichten auch auf der Rechtsfolgenseite er-
gänzen.

Abschließend werden die wesentlichen Ergebnisse zusammengefasst 
(Kapitel 8).

II.	 Die Information

Im Zusammenhang mit §  5a UWG widmet sich diese Arbeit vertieft der In-
formation und den Informationspflichten, welche durch §  5a UWG in den 
Fokus des Lauterkeitsrechts gerückt wurden.

Die Information hat, wie zu zeigen sein wird, eine besondere Bedeutung 
im Wettbewerb und auf den Märkten. Der Grund hierfür liegt darin, dass 
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wettbewerbsrechtlichen Verbots des „Irreführens durch Unterlassen“ darge-
stellt wird (Kapitel 4). Ein Schwerpunkt der Untersuchung ist dabei der of-
fen formulierte §  5a Abs.  2 UWG mit dessen Bezugnahme auf „wesentliche 
Informationen“. Was mit diesem Merkmal gemeint und wie es auszulegen 
ist, ist in der Rechtswissenschaft noch immer umstritten. Wie zu zeigen sein 
wird, verkörpert dieses Merkmal den neuen Ansatz des UWG und stellt eine 
Brücke in das Schuldrecht dar.

Sodann soll das Verhältnis von §  5a UWG zu den sonstigen Informati-
onspflichten des UWG erörtert werden (Kapitel 5). Denn vor der Einfüh-
rung des neuen Tatbestands gab es schon entsprechende Pflichten im Lauter-
keitsrecht, die jedoch einem älteren Konzept entsprangen und daher auf den 
ersten Blick mit dem neuen Konzept unvereinbar erscheinen.

Da nicht nur das Lauterkeitsrecht Informationspflichten kennt, sondern 
diese Pflichten vielmehr ihren Ursprung im Zivilrecht haben, werden an-
schließendzunächst die allgemeinen und besonderen Informationspflichten 
des BGB dargestellt und herausgearbeitet mit dem Fokus, ob und wie sie 
Erkenntnisse für die Anwendung des §  5a UWG anbieten können (Kapitel 
6). Zudem soll, was in den bisherigen Darstellungen von §  5a UWG ver-
nachlässigt wurde, der Zusammenhang und das Zusammenspiel zwischen 
den neuen lauterkeitsrechtlichen Informationspflichten und denen des BGB 
dargestellt werden. Das sich aus dem Vergleich der Tatbestände ergebende 
Gesamtbild soll anschließend hinsichtlich der Rechtsfolgenseite bestätigt 
werden (Kapitel 7). Es wird gezeigt, dass sich die lauterkeitsrechtlichen und 
schuldrechtlichen Informationspflichten auch auf der Rechtsfolgenseite er-
gänzen.

Abschließend werden die wesentlichen Ergebnisse zusammengefasst 
(Kapitel 8).

II.	 Die Information

Im Zusammenhang mit §  5a UWG widmet sich diese Arbeit vertieft der In-
formation und den Informationspflichten, welche durch §  5a UWG in den 
Fokus des Lauterkeitsrechts gerückt wurden.

Die Information hat, wie zu zeigen sein wird, eine besondere Bedeutung 
im Wettbewerb und auf den Märkten. Der Grund hierfür liegt darin, dass 

der Besitz von relevanten Informationen die Möglichkeit eröffnet, sich ge-
genüber anderen, schlechter Informierten einen Wettbewerbsvorsprung zu 
verschaffen.1 Da es für sie, anders als bei anderen Gütern, aufgrund ihrer 
immateriellen Eigenschaft nahezu keine Substitute gibt, kann ein Informati-
onsvorsprung und die damit verbundene Machtposition wiederum nur mit 
Informationen ausgeglichen werden. George J. Stigler2 fasst dies in seinem 
bedeutenden Aufsatz „The Economics of Information“ wie folgt zusammen3:

“One should hardly have to tell academicians that information is a 
valuable resource: knowledge is power.”

Mit anderen Worten: Besteht eine Informationsasymmetrie in der Form, 
dass eine Person mehr Informationen hat als eine andere, so hat Erstere ei-
nen Vorsprung durch Wissen. Diesen Vorsprung machen sich in der Praxis 
nicht nur Nachfrager von Waren und Dienstleistungen, sondern auch An-
bieter und sonstige Marktteilnehmer zum Vorteil. Dies hat zur Folge, dass 
die Information zum einen die Märkte beeinflusst4 und auf der anderen Seite 
einen eigenen Markt bildet.

Ein Beispiel dafür ist die Stiftung Warentest. Sie vergleicht und bewertet 
Eigenschaften und Merkmale von Produkten, wie es einem durchschnittli-
chen Verbraucher kaum möglich wäre. Über die Tests werden die Verbrau-
cher informiert, die sich wiederum bei ihrer Kaufentscheidung an den In-
formationen der Stiftung Warentest orientieren. Welche Bedeutung diese 
Informationen für die Marktteilnehmer haben und wie sehr sie die Märkte 
beeinflussen, zeigt sich bereits daran, mit welchem Aufwand Unternehmen, 
deren Produkte schlecht abgeschnitten haben, versuchen, juristisch gegen die 

1	 „Information ist Information, weder Materie noch Energie.“ So der amerikanische 
Mathematiker Norbert Wiener im Zusammenhang mit seinen Forschungen im 
Bereich Kybernetik.

2	 George J. Stigler zählt zu den bedeutendsten Wirtschaftswissenschaftlern auf dem 
Gebiet der Informationsökonomie und erhielt 1982 den Nobelpreis „for his seminal 
studies of industrial structures, functioning of markets and causes and effects of public re-
gulation“ (Quelle: http://nobelprize.org/nobel_prizes/economics/laureates/1982, 
zuletzt aufgerufen 14.07.2013).

3	 Stigler, 69 The Journal of Political Economy 213  ff.(1961).
4	 Was die neoklassischen Modelle der Ökonomie vernachlässigen.
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Bewertungen vorzugehen.5 Auf der anderen Seite zeigt die Stiftung Waren-
test auch, dass sich mit Informationen Handel treiben lässt. Die Verbraucher 
kaufen schließlich die Informationen. Hier seien beispielshaft die Zeitschrif-
ten „Test“ und „Finanztest“ genannt, mit denen sich die Stiftung Waren-
test unteranderem finanziert.6 Die Information bildet damit einen eigenen 
Markt.

In der Konsequenz berühren die Informationen verschiedenste Interes-
senkreise, wozu insbesondere die Ökonomie, das Wettbewerbsrecht und der 
Verbraucherschutz zählen. Daher gilt der Informationsasymmetrie und der 
Möglichkeit, durch Informationspflichten alle drei Bereiche zu beeinflussen, 
ein besonderes Interesse dieser Arbeit.

5	 Vgl. nur das berühmte Skibindungsurteil des BGH, dem die Klage eines Herstellers 
von Skibindungen gegen eine Bewertung der Stiftung Warentest zugrunde lag, 
BGHNJW 1976, 620.

6	 Mit beiden Zeitschriften erzielte die Stiftung Warentest zusammen € 32.705 bei 
einem Gesamtumsatzerlös 2012 von € 45.140 (Quelle: Website der Stifung Waren-
test: http://www.test.de/unternehmen/zahlen zuletzt aufgerufen 14.07.2013).
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